
1Ausgegeben: 06. 08. 2010

Gesetz zur Änderung der Vorschriften 
über das Wasserentnahmeentgelt

Der Landtag hat am 28. Juli 2010 das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Wassergesetzes

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg in der Fas-
sung vom 20. Januar 2005 (GBl. S. 219, ber. S. 404), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2009 (GBl. S. 802, 808), wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 17 a bis 17 f erhalten folgende Fassung:

„§ 17 a

Entgelt für Wasserentnahmen

Das Land erhebt ein Entgelt für die Benutzung von
Gewässern nach Maßgabe der folgenden Vorschriften.

§ 17 b

Begriffsbestimmungen

Im Sinne der §§ 17 c bis 17 o bedeutet:

1. Entgeltpflichtiger ist derjenige, der ein Gewässer
in der in § 17 c näher bezeichneten Art und Weise
benutzt.

2. Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ist das Gesetz für
die Erhaltung, die Modernisierung und den Aus-
bau der Kraft-Wärme-Kopplung (Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz) vom 19. März 2002 (BGBl. I 
S. 1092) in der jeweils geltenden Fassung.

3. Hocheffiziente KWK-Anlage ist eine Kraft-Wär -
me-Kopplungsanlage (KWK-Anlage) im Sinne
des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, die die Kri -
terien für hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-An lagen im Sinne der Richtlinie 2004/8/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Februar 2004 über die Förderung einer am
Nutz wärmebedarf orientierten Kraft-Wärme-Kopp -
lung im Energiebinnenmarkt und zur Änderung
der Richtlinie 92/42/EWG (ABl. L 52 vom 
21. Februar 2004, S. 50) erfüllt.

4. Maßnahmen zur Herstellung der gewässerökolo-
gischen Funktionsfähigkeit von oberirdischen Ge-
wässern sind solche Maßnahmen, die geeignet
sind, um einen guten ökologischen und chemi-
schen Zustand nach § 27 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) und Artikel 4 der Richtlinie 2000/
60/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-
schaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327
vom 22. Dezember 2000, S. 1) zu erreichen.

5. Aufwendungen sind diejenigen Herstellungskos -
ten, die als Aufwendungen im Sinne von § 255
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs (HGB) anerkannt
werden können.

6. EMAS-Umweltmanagementsysteme sind solche
Systeme, die in Unternehmen zum Einsatz kom-
men, die nach der Verordnung (EG) Nr. 761/2001
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung
von Organisationen an einem Gemeinschaftssys -
tem für das Umweltmanagement und die Umwelt-
prüfung (EMAS – ABl. L 114 vom 24. April 2001,
S. 1), in der jeweils geltenden Fassung validiert
und registriert sind.

7. ISO 14001-Umweltmanagementsysteme sind sol-
che Systeme, die in Unternehmen zum Einsatz
kommen, die nach der EN ISO 14001:2004 in der
jeweils geltenden Fassung ab dem 1. Januar 2010
von einer im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/
2008 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Ak-
kreditierung und Marktüberwachung im Zusam-
menhang mit der Vermarktung von Produkten und
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93
des Rates (ABl. L 218 vom 13. August 2008, S. 30)
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akkre ditierten Konformitätsbewertungsstelle zerti-
fiziert sind. Als ISO 14001-Umweltmanagement-
systeme gelten auch solche Systeme, die vor dem
1. Januar 2010 von einer anerkannten Zertifizie-
rungsstelle zertifiziert worden sind, wenn die Ak-
kreditierungsurkunde der Zertifizierungsstelle noch
nicht abgelaufen ist.

8. Abgabenordnung ist die Abgabenordnung in der
Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3869),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2474, 2475), in der je-
weils geltenden Fassung.

9. Umweltgutachterin oder Umweltgutachter ist 
eine Person oder Organisation, die nach dem
Umweltauditgesetz in der Fassung vom 4. Sep-
tember 2002 (BGBl. I S. 3491), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 17. März
2008 (BGBl. I S. 399, 406), in der jeweils gelten-
den Fassung, tätig werden darf.

10. Abschlussprüfer sind Wirtschaftsprüferinnen, Wirt -
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten oder vereidigte Buchprüferinnen und Buchprü-
fer. Im Falle von mittelgroßen oder großen Kapi-
talgesellschaften im Sinne von § 267 HGB sind
die Voraussetzungen nach § 319 HGB zu erfül-
len.

§ 17 c

Entgeltpflichtige Benutzungen 

Entgeltpflichtig sind folgende Benutzungen eines Ge-
wässers, soweit sie der Wasserversorgung dienen:

1. Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdi-
schen Gewässern,

2. Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ab-
leiten von Grundwasser.

Bei der Erhebung des Entgelts gilt Grundwasser, das
im Zusammenhang mit dem Abbau oder der Gewin-
nung von Kies, Sand, Mergel, Ton, Lehm, Torf, Stei-
nen oder anderen Bodenbestandteilen freigelegt wor-
den ist, als oberirdisches Gewässer.

§ 17 d

Ausnahmen von der Entgeltpflicht

Ein Entgelt wird nicht erhoben für 

1. erlaubnisfreie Benutzungen im Sinne von § 8 Abs. 2
und 3, §§ 25, 26 und 46 WHG und §§ 26, 27 und 36
Abs. 2 dieses Gesetzes,

2. die Benutzung von Wasser aus Heilquellen, soweit
das Wasser nicht im Zusammenhang mit dem Ab-
füllen von Mineralwasser verwendet wird,

3. die Benutzung von Wasser aus oberirdischen Ge-
wässern, soweit das entnommene Wasser zur Hei-
zung oder Kühlung von Gebäuden verwendet und
anschließend dem oberirdischen Gewässer wieder
zugeführt wird,

4. die Benutzung von Grundwasser, soweit das ent-
nommene Wasser zur Heizung oder Kühlung von
Gebäuden verwendet und anschließend dem Grund -
wasser wieder zugeführt wird,

5. die Benutzung von Grundwasser zur Gefahrenab-
wehr im Rahmen von behördlich angeordneten
Boden- oder Grundwassersanierungen,

6. die Benutzung von Wasser für Zwecke der Fische-
rei,

7. die Benutzung von Wasser aus oberirdischen Ge-
wässern oder von Grundwasser zum Zwecke der Be-
regnung oder Berieselung landwirtschaftlich, gärtne-
risch und forstwirtschaftlich genutzter Flächen,

8. geringfügige Benutzungen 

a) im Falle der Verwendung von Wasser aus
ober irdischen Gewässern oder von Grundwas-
ser zur öffentlichen Wasserversorgung, sofern
die Wassermenge nicht mehr als 4 000 Kubik-
meter im Kalenderjahr beträgt,

b) im Falle der Verwendung von Grundwasser,
sofern die Wassermenge nicht mehr als 4 000
Kubikmeter im Kalenderjahr beträgt,

c) im Falle der Verwendung von Wasser aus
oberirdischen Gewässern, sofern die Wasser-
menge nicht mehr als 20 000 Kubikmeter im
Kalenderjahr beträgt.

§ 17 e

Bemessungsgrundlage, Entgeltsatz, 
Veranlagungszeitraum

(1) Das Entgelt bemisst sich nach Herkunft, Menge
und Verwendungszweck des Wassers.

(2) Das Entgelt beträgt für

1. die Verwendung von Wasser aus oberirdischen Ge-
wässern oder von Grundwasser für die öffentliche
Wasserversorgung: 0,051 Euro je Kubikmeter,

2. die Verwendung von Grundwasser: 0,051 Euro je
Kubikmeter,

3. die Verwendung von Wasser aus oberirdischen Ge-
wässern: 0,010 Euro je Kubikmeter.

(3) Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(4) Das Entgelt steht dem Land zu.
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§ 17 f

Ermäßigung für die Verwendung 
von Wasser aus oberirdischen Gewässern

(1) Auf Antrag erfolgt für die Verwendung von Wasser
aus oberirdischen Gewässern eine Ermäßigung von
höchstens 25 Prozent des geschuldeten Entgelts durch
Verrechnung mit Aufwendungen für die in Absatz 2 ge-
nannten Maßnahmen. Ist ein Unternehmen für mehrere
Produktionsstandorte entgeltpflichtig, kann die Ver-
rechnung der an einem Standort getätigten Aufwendun-
gen auch mit dem für die übrigen Stand orte geschulde-
ten Entgelt für die Verwendung von Wasser aus oberir-
dischen Gewässern bis zu 25 Prozent des insgesamt zu
entrichtenden Entgelts erfolgen. Gehören mehrere Ent-
geltpflichtige als Konzernunternehmen einem Konzern
im Sinne von § 18 des Aktiengesetzes an, kann der An-
trag nach Satz 1 auch von einem Konzern für alle Kon-
zernunternehmen gemeinsam gestellt werden.

(2) Nach Maßgabe der Absätze 3 bis 6 sind die Auf-
wendungen für folgende Maßnahmen verrechnungs-
fähig:

1. Maßnahmen an Produktions- oder Kühlanlagen,
die eine Reduzierung der Wärmefrachten in einem
Abwasserstrom um mindestens 5 Prozent bezogen
auf die Gesamtstromfracht oder um 10 Prozent be-
zogen auf eine Teilstromfracht im Verhältnis zum
Mittelwert der beiden letzten Jahre vor Inbetrieb-
nahme der Maßnahmen bewirken,

2. Neuerrichtung einer hocheffizienten KWK-Anlage
oder Umrüstung eines vorhandenen Kraftwerks in
eine hocheffiziente KWK-Anlage, sofern die hoch-
effiziente KWK-Anlage nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes in Dauerbetrieb genommen wird,

3. Maßnahmen zur Herstellung der gewässerökolo -
gischen Funktionsfähigkeit von oberirdischen Ge-
wässern, zu deren Durchführung der Entgeltpflich-
tige nicht durch behördliche Anordnungen ver-
pflichtet ist und die nicht als vorgezogene Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in Ökokonten ge-
bucht wurden,

4. Maßnahmen an Produktions- oder Kühlanlagen,
die zu einem Umstieg in der Gewässerbenutzung
von der Verwendung von Grundwasser auf Wasser
aus oberirdischen Gewässern führen.

(3) Bemessungsgrundlage für die Verrechnung sind
folgende Anteile der Aufwendungen nach Absatz 2:

1. Im Falle von Absatz 2 Nr. 1, 3 und 4 ein Anteil von
75 Prozent.

2. Im Falle von Absatz 2 Nr. 2 ein Anteil von 25 Pro-
zent oder auf Einzelnachweis 50 Euro je jährlich
genutzter MWh Wärme, jedoch höchstens ein An-
teil von 75 Prozent.

(4) Das Vorliegen der Ermäßigungsvoraussetzungen
für Maßnahmen nach Absatz 2, die Höhe des berück-
sichtigungsfähigen Anteils der Aufwendungen nach
Absatz 3 und der Verrechnungszeitraum nach Absatz 5
werden durch die Wasserbehörde gesondert festge-
stellt (Grundlagenbescheid). Die Feststellungen im
Grundlagenbescheid sind für die Festsetzung des Ent-
gelts bindend.

(5) Die Verrechnung darf erstmals mit Wirkung für
das Kalenderjahr, in dem die den Maßnahmen zugrun-
de liegenden Anlagen in Betrieb genommen worden
sind, oder bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 3 im
Jahr der Fertigstellung, erfolgen. Für Maßnahmen
nach Absatz 2 Nr. 2 gilt das Kalenderjahr des Baube-
ginns, frühestens jedoch das Jahr des Inkrafttretens
dieses Gesetzes, als Beginn des Verrechnungszeit-
raums. Der Verrechnungszeitraum beträgt für Maß-
nahmen nach Absatz 2 Nr. 2 fünfzehn Kalenderjahre,
für alle anderen Maßnahmen fünf Kalenderjahre (Ver-
rechnungszeitraum).

(6) Innerhalb des Verrechnungszeitraums nach Absatz 5
und der nach Absatz 1 vorgegebenen Ermäßigungs-
höchstgrenze von 25 Prozent gelten folgende Verrech-
nungsgrundsätze: Der im Grundlagenbescheid nach
Absatz 4 festgestellte berücksichtigungsfähige Anteil
der Aufwendungen ist gleichmäßig auf den Verrech-
nungszeitraum zu verteilen, es sei denn, es wird ein
Einzelnachweisverfahren nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2
Halbsatz 2 gewählt. Wird die Möglichkeit zur Er-
mäßigung durch Verrechnung auf Einzelnachweis in
Anspruch genommen, erfolgt je Kalenderjahr eine
Verrechnung in Höhe der in einer Abrechnung nach 
§ 17 k Abs. 1 Nr.2 Satz 3 nachgewiesenen Wärmenut-
zung, höchs tens jedoch in Höhe des gleichmäßig auf 
den Verrechnungszeitraum verteilten berücksichtigungs -
fähigen Anteils der Aufwendungen, der im Grundlagen-
bescheid festgestellt worden ist.“

2. Nach § 17 f werden folgende §§ 17 g bis 17 o einge-
fügt:

„§ 17 g

Ermäßigung für die Verwendung von Grundwasser 

Auf Antrag erhalten Entgeltpflichtige aus dem Be-
reich der Gewinnung von Steinen und Erden und des
verarbeitenden Gewerbes, die einem entsprechenden
Wirtschaftszweig nach Abschnitt C und D der Klas -
sifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen
Bundesamts, Ausgabe 2008 (WZ 2008), zuzuordnen
sind, für die Verwendung von Grundwasser eine Er-
mäßigung von 25 Prozent des geschuldeten Entgelts,
wenn sie EMAS- oder ISO 14001-Umweltmanage-
mentsysteme einsetzen und einen haushälterischen,
sparsamen sowie rationellen Einsatz des verwendeten
Grundwassers gewährleisten.
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§ 17 h

Härtefälle

In besonderen Härtefällen kann auf Antrag das Entgelt
ermäßigt oder von der Festsetzung abgesehen werden,
insbesondere wenn die Festsetzung des Entgelts in
voller Höhe zu einer außergewöhnlichen oder atypi-
schen Be las tung führen würde. Eine Kumulierung mit
einer Ermäßigung nach §§ 17 f oder 17 g ist nicht zu -
lässig.

§ 17 i

Festsetzung, Vorauszahlungen, Fälligkeit

(1) Der Entgeltpflichtige hat für den abgelaufenen
Veranlagungszeitraum gegenüber der Wasserbehörde
unaufgefordert eine Erklärung abzugeben (Entgelter-
klärung). In der Entgelterklärung sind alle zur Festset-
zung des Entgelts erforderlichen Angaben, insbeson-
dere zur entnommenen Wassermenge, zu machen und
die dazu gehörenden Unterlagen, einschließlich etwai-
ger Anträge nach §§ 17 f, 17 g und 17 h sowie Nach-
weise nach §§ 17 k und 17 l, vorzulegen (Erklärungs-
umfang). Die Entgelterklärung ist nach einem vom
Umweltministerium vorgeschriebenem Datensatz elek -
tronisch zu übermitteln (amtlicher elektronischer Vor-
druck). Die Wasserbehörde kann von der Verwendung
des amtlichen elektronischen Vordrucks absehen. Die
Entgelterklärung ist für jedes Kalenderjahr spätestens
bis zum 31. Januar des folgenden Jahres abzugeben
(Erklärungsfrist). Abweichend hiervon ist im Falle der
§§ 17 f, 17 g und 17 h die Entgelterklärung spätestens
bis zum 31. März abzugeben; die Wasserbehörde ist
vor Ablauf der Erklärungsfrist nach Satz 5 von der be-
absichtigten Antragstellung in Kenntnis zu setzen.
Auf Antrag kann die Erklärungsfrist nach Satz 5 oder
Satz 6 durch die Wasserbehörde verlängert werden. 
§ 109 Abs.1 Satz 2 und § 110 der Abgabenordnung
gelten entsprechend. Kommt der Entgeltpflichtige sei-
nen Verpflichtungen nach Satz 1 bis 6 nicht, nicht
rechtzeitig oder nicht vollständig nach, kann die Was-
serbehörde das Entgelt im Wege der Schätzung fest-
setzen (Entgeltschätzung) und einen Verspätungszu-
schlag entsprechend § 152 der Abgabenordnung fest-
setzen (Verspätungszuschlag). Die Geltendmachung
von Anträgen nach §§ 17 f, 17 g und 17 h ist nach Ab-
lauf der Erklärungsfrist ausgeschlossen (Ausschluss -
frist), es sei denn, die Wasserbehörde hat die Frist ver-
längert. 

(2) Das Entgelt wird unter Berücksichtigung von An-
trägen nach §§ 17 f, 17 g oder 17 h jährlich durch Be-
scheid festgesetzt (Festsetzungsbescheid). Vorauszah-
lungen nach Absatz 4 werden angerechnet.

(3) Eine Entgeltfestsetzung sowie ihre Aufhebung
oder Änderung sind nicht mehr zulässig, wenn die

Frist zur Festsetzung abgelaufen ist (Festsetzungs-
frist). Die Festsetzungsfrist beträgt zwei Jahre, bei
Überschreitung der Erklärungsfrist fünf Jahre. Sie ver-
längert sich auf zehn Jahre und im Falle von § 17 f
Abs. 2 Nr. 2 auf fünfzehn Jahre, wenn ein Entgelt hin-
terzogen oder leichtfertig verkürzt worden ist. Im
Falle von § 17 f Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 gilt die nach Satz
2 auf zehn Jahre verlängerte und im Falle von § 17 f
Abs. 2 Nr. 2 die auf fünfzehn Jahre verlängerte Fest-
setzungsfrist auch dann, wenn die Angaben in der
Entgelterklärung in wesentlicher Beziehung unrichtig
oder unvollständig sind und dadurch ein Entgelt ver-
kürzt worden ist. Die Festsetzungsfrist beginnt jeweils
mit Ablauf des auf die Benutzung nach § 17 c folgen-
den Kalenderjahres. Hiervon abweichend beginnt im
Falle von § 17 f die Festsetzungsfrist

1. mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die der
Maßnahme nach § 17 f Abs. 2 Nr. 2 zugrunde lie-
gende KWK-Anlage den Dauerbetrieb aufgenom-
men hat, wenn nach § 17 f Abs. 5 Satz 2 die Er-
mäßigung durch Verrechnung erstmals mit Wir-
kung für das Kalenderjahr des Baubeginns erfolgt,

2. mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Ereignis
eingetreten ist, wenn nachträglich Änderungen an
Maßnahmen nach § 17 f Abs. 2 vorgenommen wor-
den sind, die sich mit Wirkung für die Vergangen-
heit auf die Festsetzung des Entgelts auswirken.

Im Falle von § 17 f endet die Festsetzungsfrist nicht
vor Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntgabe des
Grundlagenbescheids. 

(4) Der Entgeltpflichtige hat am 1. Juni und am 1. De-
zember Vorauszahlungen für den laufenden Veranla-
gungszeitraum zu entrichten (gesetzliche Vorauszah-
lungspflichten). Jede Vorauszahlung beträgt die Hälf-
te des zuletzt festgesetzten Jahresbetrages, ist noch
kein Festsetzungsbescheid erlassen worden, die Hälfte
des zu erwartenden Jahresbetrages. Der Entgeltpflich-
tige hat die Vorauszahlung selbst zu berechnen und
bei Fälligkeit zu entrichten. Die Wasserbehörde kann
den Entgeltpflichtigen auf Antrag von den Vorauszah-
lungen ganz oder teilweise befreien, wenn zu erwarten
ist, dass die Entgeltpflicht für den laufenden Veranla-
gungszeitraum entfällt oder erheblich geringer sein
wird als im vorausgegangenen Veranlagungszeitraum.

(5) Das Entgelt ist einen Monat nach Bekanntgabe des
Festsetzungsbescheids, die Vorauszahlungen sind so-
fort zur Zahlung fällig.

§ 17 j

Feststellung

(1) Auf der Grundlage der Entgelterklärung des Ent-
geltpflichtigen für das Kalenderjahr, für das eine Er-
mäßigung durch Verrechnung nach § 17 f erstmals
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vorzunehmen ist, ist von der Wasserbehörde der
Grundlagenbescheid nach Maßgabe von § 17 f Abs. 4
zu erlassen. Der Entgeltpflichtige hat die Wasser-
behörde über nachträgliche Änderungen an Maßnah-
men nach § 17 f Abs. 2, die sich wesentlich auf die
Feststellungen im Grundlagenbescheid auswirken, un-
verzüglich zu unterrichten.

(2) Die Frist für die gesonderte Feststellung durch
einen Grundlagenbescheid nach § 17 f Abs. 4 (Fest-
stellungsfrist) beträgt zwei Jahre. Sie beginnt mit Ab-
lauf des Kalenderjahres, das auf dasjenige Kalender-
jahr folgt, für das eine Ermäßigung durch Verrech-
nung nach § 17 f erstmals vorzunehmen ist.

(3) Ein Grundlagenbescheid kann auch nach Ablauf
der Feststellungsfrist insoweit erlassen werden, als die
darin enthaltenen gesonderten Feststellungen für die
Festsetzung eines Entgelts von Bedeutung sind, für
das die Festsetzungsfrist im Zeitpunkt der Bekannt -
gabe des Grundlagenbescheids noch nicht abgelaufen
ist. Hierauf ist im Festsetzungsbescheid hinzuweisen.

§ 17 k

Nachweise für Ermäßigungen

(1) Der Entgeltpflichtige hat das Vorliegen der Er-
mäßigungsvoraussetzungen und den Umfang der Er-
mäßigung wie folgt nachzuweisen:

1. Im Falle von § 17 f Abs. 2 Nr. 1 wahlweise durch
die Vorlage einer Bescheinigung einer Umweltgut-
achterin oder eines Umweltgutachters für den Be-
reich Wasserversorgung oder für den Bereich Wär-
meversorgung oder aber durch die Vorlage von
Messergebnissen, die auf einem mit der Zulas-
sungsbehörde abgestimmten Messprogramm be -
ruhen. Die Aufwendungen sind vom Entgeltpflich-
tigen nach Inbetriebnahme zu ermitteln und durch
einen Abschlussprüfer zu bestätigen.

2. Im Falle von § 17 f Abs. 2 Nr. 2 durch die Vorlage
einer Bescheinigung einer Umweltgutachterin oder
eines Umweltgutachters für den Bereich Elektri -
zitätserzeugung aus Wärmekraft oder für den Be-
reich Wärmeversorgung und die Mitteilung der
voraussichtlichen Höhe der Aufwendungen. Nach
Inbetriebnahme sind die behördliche Zulassungs-
entscheidung nach § 6 Abs. 1 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes vorzulegen und die Höhe der
Aufwendungen durch einen Abschlussprüfer zu be-
scheinigen. Sofern der Entgeltpflichtige von der
Möglichkeit zur Verrechnung auf Einzelnachweis
nach § 17 f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 Gebrauch
macht, hat er für jedes Kalenderjahr zusätzlich eine
durch einen Abschlussprüfer bestätigte Abrech-
nung gemäß § 8 Abs. 1 des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetzes vorzulegen.

3. Im Falle von § 17 f Abs. 2 Nr. 3 und 4 durch die
Vorlage der behördlichen Zulassungsentscheidung.
Die Aufwendungen sind vom Entgeltpflichtigen
nach Fertigstellung zu ermitteln und durch einen
Abschlussprüfer zu bestätigen.

4. Im Falle von § 17 g durch die Vorlage einer
EMAS-Registrierung oder einer gültigen ISO
14001-Zertifizierung.

(2) Sieht es die Wasserbehörde nach den Umständen
des Einzelfalles als geboten an, kann sie die Vorlage
weiterer Nachweise fordern.

§ 17 l

Nachweise für Härtefälle

Der Entgeltpflichtige hat als Nachweis alle Unterlagen
vorzulegen, aus denen sich die besondere Härtefallstel-
lung herleiten lässt. Für Inhalt und Umfang der Mitwir-
kungs- und Nachweispflichten und Beweismittel gelten
die §§ 90, 92, 93, 96 Abs. 1 bis Abs. 7 Satz 1 und 2 und
§§ 97 bis 99 der Abgabenordnung entsprechend.

§ 17 m

Aufhebung oder Änderung, Nacherhebung 

(1) Ein Festsetzungsbescheid ist zu erlassen, aufzuhe-
ben oder zu ändern, soweit ein Grundlagenbescheid 
(§ 17 f Abs. 4), dem Bindungswirkung für diesen Fest-
setzungsbescheid zukommt, erlassen, aufgehoben oder
geändert wird.

(2) Das Entgelt ist nachzuerheben, 

1. wenn Tatsachen nachträglich bekannt werden, die
zu einer höheren Festsetzung des Entgelts führen,
insbesondere, wenn die dem Grundlagenbescheid
zugrunde liegenden Angaben unrichtig oder un-
vollständig waren, 

2. wenn nachträgliche Änderungen an Maßnahmen
nach § 17 f Abs. 2 zu einer höheren Festsetzung des
Entgelts führen, insbesondere weil sie sich auf die
im Grundlagenbescheid festgestellten Be mes sungs  -
grundlagen auswirken,

3. wenn nach § 17 f Abs. 5 Satz 2 die Ermäßigung
durch Verrechnung erstmals mit Wirkung für das
Kalenderjahr des Baubeginns festgesetzt wurde
und die der Maßnahme nach § 17 f Abs. 2 Nr. 2 zu-
grunde liegende hocheffiziente KWK-Anlage den
Dauerbetrieb nicht spätestens mit Ablauf des drit-
ten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr des
Baubeginns folgt, aufgenommen hat.

Die Nacherhebung erfolgt durch Aufhebung oder Än-
derung des Grundlagenbescheids und der hierauf be-
ruhenden Festsetzungsbescheide. Ist innerhalb des
Ver rechnungszeitraums nach § 17 f Abs. 5 eine nach -
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trägliche Änderung im Sinne von Satz 1 Nr. 2 nur für
die Festsetzung des Entgelts in späteren Kalenderjah-
ren von Bedeutung, hat die Aufhebung oder Änderung
des Grundlagenbescheids insoweit zu erfolgen, als die
Feststellungen für spätere Festsetzungen von Bedeu-
tung sind. Das nacherhobene Entgelt ist vom Entgelt-
pflichtigen rückwirkend vom Zeitpunkt der Fälligkeit
an nach § 238 der Abgabenordnung zu verzinsen.

§ 17 n

Anwendung der Abgabenordnung und 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes

(1) Beim Vollzug der §§ 17 a bis 17 o sind die folgen-
den Bestimmungen der Abgabenordnung anzuwenden
über

1. die steuerlichen Begriffsbestimmungen nach § 3
Abs. 1, 3 und 4, §§ 4, 5 und 7 bis 15,

2. die Haftungsbeschränkung für Amtsträger nach 
§ 32,

3. die Steuerpflichtigen nach §§ 33 bis 36,

4. das Steuerschuldverhältnis nach §§ 37, 38, 42 und
44 bis 49,

5. über die Haftung nach §§ 69, 70, § 71 mit der Maß-
gabe, dass die Vorschriften über die Steuerhehlerei
keine Anwendung finden, §§ 73 bis 75 und 77,

6. die Besteuerungsgrundsätze und Beweismittel
nach § 88,

7. die Verwaltungsakte nach § 129,

8. die Steuerfestsetzung unter Vorbehalt nach § 164
Abs. 1 bis 3 und 4 Satz 1,

9. die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlö-
schen von Ansprüchen aus dem Steuerschuldver-
hältnis nach §§ 218, 219, 224 Abs. 2, §§ 225, 226
und 228 bis 232,

10. die Verzinsung und Säumniszuschläge nach §§ 233,
234 Abs. 1 und 2, § 235 Abs. 1 bis 3, § 236 mit der
Maßgabe, dass in Absatz 3 an Stelle des § 137
Satz 1 der Finanzgerichtsordnung § 155 Abs. 5 der
Verwaltungsgerichtsordnung Anwendung findet,
§ 237 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass an Stelle des
abgabenrechtlichen Einspruchs der Widerspruch
nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung gege-
ben ist, § 237 Abs. 2 und 4 mit der Maßgabe, dass
§ 234 Abs. 3 keine Anwendung findet, und §§ 238
bis 240,

11. die Sicherheitsleistung nach §§ 241 bis 248,

12. die allgemeinen Vollstreckungsvorschriften nach
§ 251 Abs. 3,

13. die Niederschlagung nach § 261.

Bei der Anwendung der in Satz 1 bezeichneten Be-
stimmungen treten an die Stelle 

1. der Finanzbehörde oder des Finanzamts die zu-
ständige Wasserbehörde,

2. des Wortes ‚Abgabe‘ das Wort ‚Entgelt‘,

3. des Wortes ‚Besteuerung‘ die Worte ‚Heranzie-
hung zu Entgelten‘,

4. des Finanzgerichts das Verwaltungsgericht.

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Landes-
verwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung.

§ 17 o

Berichtspflicht

Das Umweltministerium legt dem Landtag erstmals
zum 31. Dezember 2014 und danach alle fünf Jahre
einen Erfahrungsbericht zur Erhebung des Wasserent-
nahmeentgelts vor. Es soll dabei insbesondere über

1. den Vollzug der Vorschriften und

2. die Auswirkungen auf Wasserentnahmen, Wärme-
einleitung, gewässerökologische Funktionsfähig-
keit von Oberflächengewässern und den Rückgang
der Grundwasserbenutzungen infolge eines Um-
stiegs auf die Benutzung von Oberflächenwasser

berichten. Der Erfahrungsbericht soll auch Vorschläge
zur weiteren Entwicklung des Wasserentnahmeent-
gelts enthalten.“

3. Die Anlage zu § 17 a Abs. 3 (Verzeichnis über das
Entgelt für Wasserentnahmen) wird aufgehoben.

4. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Änderung der Verordnung des Umweltministeriums
über die Erfassung der Wasserentnahmen

Die Verordnung des Umweltministeriums über die Er-
fassung der Wasserentnahmen vom 17. Dezember 1987
(GBl. S. 754), geändert durch Artikel 130 der Verord-
nung vom 25. April 2007 (GBl. S. 252, 265), wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 wird die Angabe „§ 17 a Abs. 1 WG“ durch die
Angabe „§ 17 c Satz 1 WG“ sowie die Angabe „§ 17 a
Abs. 2 WG“ durch die Angabe „§ 17 d WG“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 1 Nr. 1 und in § 4 Nr. 1 wird jeweils die
Angabe „§ 17 b Abs. 1 WG“ durch die Angabe „§ 17 e
Abs. 3 WG“ ersetzt.
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Artikel 3

Übergangsregelung

Auf die noch nicht abgeschlossene Festsetzung des Ent-
gelts für das Kalenderjahr 2010 oder früherer Kalender-
jahre, einschließlich der für diese Kalenderjahre gestell-
ten Ermäßigungsanträge, sind die bisher geltenden Vor-
schriften zum Wasserentnahmeentgelt anzuwenden.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
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